
28 basel 

/vi~r~on fünfL~hrern find 
Leistungslöhne schädlich 

n 
Umfrageergebnisse zeigen das Ausmass der Empörung über die Pläne der Baselbieter Bildungsdirektion 

VON LEIF SIMONSEN 

Die Baselbieter Bildungsdirektorin Monica 
Gschwind (FDP) hätte sich bestimmt eine 
gemütlichere Endphase des Wahlkampfs ge
wünscht. Doch mit Blick auf die Rüclanel
dung der Lehrerinnen und Lehrer zu ihrem 
umstrittensten Projekt müsste ihr bange 
werden. 317 Lehrer von der Primar- bis zur 
Gymnasialstufe haben an einer Befragung 
zum Thema Leistungslöhne teilgenommen. 
Künftig soll, so der Plan Gschwinds, das 
Mitarbeitergespräch (MAG) der Lehrer 
lohnrelevant werden. Roger von Wartburg, 
Präsident des Lehrervereins Baselland 
(LVB), sagt, dass 80 Prozent der befragten 
Lehrerinnen und Lehrer das lohnrelevante 
Mitarbeitergespräch schlecht bis schädlich 
finden würden. Er habe seit Bekanntwer
den von Gschwinds Plänen «keinerlei positi
ve Meldungen von Mitgliedern dazu bekom
men, aber hunderte von negativen bis em
pörten Wortmeldungen.» Der LVB sei regel
mässig zu Besuch bei den Lehrerkonventen 
der Schulen. Auch hier laute die Erkennt
nis: Das lohnrelevante MAG stösst auf Ab
lehnung bei den Schulleitungen, genauso 
wie bei den Lehrern. Allesamt seien sie da
gegen: Die Schulleitungsstufen aller Schul
stufen, die Schulratspräsidienkonferenz, 
der Verband Baselbieter Gemeinden. 

«Pures Gift» für das Klima 
«Es muss die Frage aufgeworfen werden», 
sagt von Wartburg, «wer ausserhalb der 
bürgerlichen politischen Kaste sowie der Li
ga der Baselbieter Steuerzahler diese Idee 
als sinnvoll erachtet. Von den Direktbetrof
fenen jedenfalls offensichtlich keine Institu
tion.» Selbst die Online-Leser der Zeitungen 
hätten sich mit Kritik am Leistungslohn der 
Lehrer nicht zurückgehalten, sagt von 
Wartburg. «Dabei gibt es gegen unseren Be
rufsstand auch immer Ressentiments, man 
wirft uns oft vor, wir seien Jammeris.» 

Ab 2022 will der Kanton Baselland die 
Leistungslöhne einführen. Dann will das 
Baselbiet die heutigen Lohnklassen erset
zen. Statt über Erfahrungsstufen steigt der 
Lohn dann flexibel. Von der Lohnsumme 
aller Beamten sollen sechs Millionen Fran
ken leistungsabhängig sein. 

Wie aufgeheizt das Klima ist, zeigen die 
Reaktionen der Lehrer bei der Online-Um
frage des LVB. Es scheinen sich alle zu fra
gen: Wie lässt sich beurteilen, ob ein Lehrer 
gute Arbeit leistet oder nicht? Ist es derjeni-
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In Baselland sollen die Lehrerinnen und Lehrer künftig nach Leistung bezahlt werden: Das sorgt für Unmut. KEYSTONE 

«Ein lohnrelevan
tes MAG ist pures 
Gift für das Klima 
im Kollegium.» 
BASELBIETER LEHRPERSON 

ge, der die besten Noten verteilt? Ist es der
jenige, der bei den Schülern am beliebtes
ten ist? Ein lohnrelevantes MAG sei «pures 
Gift» für das Klima im Kollegium, moniert 
eine Lehrperson. Nur die Missgunst werde 
gefördert. Es sei ein «ideales Instrument für 
Willl<iir und Machtmissbrauch», meint eine 
andere. Und eine Lehrperson findet: «Dort, 
wo meine Arbeit wirklich geschieht - im 
Klassenzimmer, am Elterngespräch, in der 
Vor-und Nachbereitung, in Arbeitsgruppen 
etc.-, ist die Person, die mich beurteilen 
soll, gar nicht dabei. Wieder andere sagen, 
damit würde Kritil< an der Schulleitung ver
unmöglicht. Denn die Lehrer wollten sich ja 
nicht um die Lohnerhöhung bringen. Die 
Rückmeldungen der Lehrer wird die Arbeit 

des Projektausschusses mit Lehrern, Schul
leitungsmitgliedern und Kantonsvertretern, 
welche die l<iinftige Ausgestaltung des Mit
arbeitergesprächs ausarbeitet, nicht erleich
tern. Die Standpunkte sind verhärtet, ein 
Kompromiss scheint undenkbar. Was, wenn 
der Ausschuss schlicht nicht zu einem Er
gebnis kommt? 

Ein Scheitern scheint beim Kanton kein 
Thema zu sein. Der Baselbieter Personal
amt-Leiter Martin Lüthy hält fest, dass man 
am Fahrplan zur Einführung der neuen 
MAG im Sommer 2020 festhalte. «Es be
steht seitens Regierungsrat weder die Ab
sicht noch der Bedarf, die termingerechte 
Einführung der Instrumente zu verzögern 
oder zu stoppen.» 
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Auch ein 
Die Baselbieter Regierung 
will Referenden gegen ab
lehnende Beschlüsse der 
Gemeindeversammlungen 
nicht zulassen. Vor 45 Jah
ren war sie noch anderer 
Meinung. 

VON MICHEL ECKLIN 

Es gibt eine ganze Reihe von Konstel
lationen, bei denen es in den Basel
bieter Gemeinden zu einer Volksab
stimmung kommen kann. So kann 
man gegen fast alles, was die Gemein
deversammlung oder der Einwohner
rat beschliesst, das Referendum er
greifen, sodass es zum Urnenent
scheid kommt. Es reicht dafür das 
Sammeln einer gewissen Anzahl von 
Unterschriften. 

Schon an der Gemeindeversamm
lung selbst kann ein Drittel der Anwe
senden verlangen, dass ein Entscheid 
dem Stimmvolk unterbreitet werden 
soll. Seit Jahrzehnten können Stimm
bürger in Gemeinden mit Einwohner
rat Unterschriften sammeln und so ei
ne Vorlage direkt vors Volk bringen. 
Seit Anfang 2018 können auch Ge-

ein soll vors vOik 
meinden mit Gemeindeversammlung 
dieses Initiativrecht einführen. Und 
falls eine Gemeinde mit Gemeindever
sammlung einen Einwohnerrat ein
führen will, muss zwingend das Volk 
entscheiden. 

Es gibt aber auch Fälle, in denen das 
Volk nichts zu sagen hat. Einer davon 
ist das Referendum gegen eine Vorlage, 
die die Gemeindeversammlung nicht 
beschlossen, also abgelehnt hat. Das 
schliesst das Gemeindegesetz derzeit 
ausdrücklich aus. Für den Birsfelder 
Gemeindepräsidenten und Landrat 
Christof Hiltmann (FDP) ist das eine 
«Ungleichbehandlung» von Ableh
nungsentscheiden gegenüber Zustim
mungsbeschlüssen, wie er in einer 
Landrats-Motion schreibt. «Es gilt, die
se Diskrepanz zwischen den beiden 
Entscheidlcategorien zu eliminieren.» 
Er fordert deshalb in seinem Vorstoss 
eine Änderung des Gemeindegesetzes. 
Abgelehnte Vorstösse der Gemeinde
versammlung sollen dem falcultativen 
Referendum unterstellt werden, wie 
bereits zustimmende Entscheide. 

Bundesgericht entschied 1973 
In ihrer Stellungnahme führt die Regie
rung die obengenannten Möglichkei
ten, wie man Vorlagen auf kommunaler 
Ebene an die Urne bringen kann, aus. 

"-'
FDP-Landrat Christof Hiltmann. NG 

Sie sieht deshalb keinen Handlungsbe
darf. Doch für Hiltmann ist !dar: «Die 
Begründung der Regierung deckt nicht 
alles ab.» 

Zwar könne ein Drittel der Gemein
deversammlung einen Urnengang er
zwingen. «Aber wenn Interessensver
treter stark mobilisiert haben, funktio
niert das nicht», sagt er. Für ihre ableh
nende Haltung führt die Regierung zu
dem zwei Bundesgerichtsentscheide 
aus den 1970er-Jahren an. Referenden 
gegen ablehnende Beschlüsse seien 
deshalb «ausgeschlossen», schreibt sie. 
Dabei lohnt sich ein genauer Blicl< auf 
den Fall, der zum Bundesgerichtsent
scheid von 1973 führte. 

Schweiz am Wochenende 
16. März 2019 

Nachrichten 

Mietparteien wehren 
sich mit Sammelklagen 
Die jüngsten Massenkündigungen am 
Basler Schorenweg und an der Feld
bergstrasse, von denen über 300 
Mietparteien betroffen sind, stossen 
auf Gegenwehr. Der Basler Mieterver
band hat je eine Sammelldage einge
reicht, für 61 Parteien im Schoren
quartier und 34 aus der überbauung 
Feldbergstrasse- Efringerstrasse-Rie
henring. Laut Verband treffen täglich 
neue Vollmachten ein. Er rechnet da
mit, dass die übliche Quote von ei
nem Viertel bis einem Drittel Ein
sprachen weit übertroffen wird. CSAW) 

Rechte CVPler empfehlen 
Thomas de Courten 
Zwei Wochen vor den Baselbieter 
Wahlen machen sich Vertreter des 
rechten CVP-Flügels für die Wahl von 
SVP-Regierungskandidat Thomas de 
Courten stark. Die Mehrheit der von 
de Courten in seinem Wahlprogramm 
veröffentlichten Ziele stimme «voll
ends» mit dem Parteiprogramm der 
CVP überein, argumentiert die «Alli
anz Bürgerliche Werte». Ihr gehören 
bekannte CVP!er wie der Landrat und 
Ex-Parteichef Marc Scherrer, die alt 
Landräte Ivo Corvini und Remo Franz 
oder alt Nationalrat Walter Jermann 
an. Die CVP empfiehlt offiziell die bis
herigen Regierungsräte Anton Lauber 
(CVP), Monica Gschwind (FDP) und 
Thomas Weber (SVP) zur Wahl. Zu 
Thomas de Courten gab es an der 
CVP-Nominationsversammlung keine 
Empfehlung - ebenso wie zu den Kan
didierenden Isaac Reber (Grüne) und 
Kathrin Schweizer (SP). (SAW) 

Rhyschänzli-Buvette 
wird eröffnet 
Kaum ist die Basler Fasnacht zu En
de, wird am Rhein die Sommersaison 
eingeläutet. Heute Samstag öffnet die 
Rhyschänzli-Buvette bei der Kaserne 
ihre Tore. Sie wird bei gutem Wetter 
jeden Tag geöffnet sein. CSAWJ 

Korrekt: Lohninitiative 
nicht nur von der Basta 
Die bz schrieb am Freitag, dass in Ba
sel-Stadt die Vollcsinitiative «Kein 
Lohn unter 23 Franken» zustande ge
kommen sei. Die Initiative stamme 
von der Basta. Das ist nicht ganz kor
rekt. Lanciert wurde die Initiative von 
Gewerlcschaften und linken Parteien -
darunter der Basta. csAwJ 

Gegen einen ablehnenden Beschluss 
des Einwohnerrats Reinach hatten 
Stimmberechtigte die nötigen Unter
schriften für ein Referendum gesam
melt. Der Gemeinderat lehnte die 
Durchführung einer Volksabstimmung 
ab, ein Bürger erhob Einsprache. Ent
gegen ihrer heutigen Haltung war die 
Baselbieter Regierung damals der Mei
nung, das Referendum sei rechtsgültig 
und das Volk solle das letzte Wort ha
ben. Ihre Argumentation: Mit dem Re
ferendum stimme das Voll< nicht über 
einen ablehnenden Entscheid ab, son
dern über das Geschäft als solches. 

Regierung zurückgepfiffen 
Die Regierung wurde damals erst vom 
kantonalen Verwaltungsgericht und 
danach vom Bundesgericht zurückge
pfiffen. Letzteres hielt fest, in der 
Rechtspflege gelte allgemein, das Re
ferendum sei nur gegen annehmende 
Beschlüsse des Parlaments möglich. 
Hiltmann ist nicht sicher, ob die da
maligen Entscheide heute standhalten 
würde: «Das Bundesgericht lieferte 
damals keine Begründung, dass ein 
negativer Entscheid kein Entscheid 
ist.» Deshalb ist er zuversichtlich, 
dass seine Motion im Landrat Chan
cen hat. «Es geht schliesslich um die 
Stärkung der Volksrechte.» 


